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Sehr geehrte/r        , 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Auswahl aktueller Entscheidungen 

Kosten für einen Zivilprozess nach Kindesentführung als außergewöhnliche Belastung 

Die Beteiligten stritten um die Abzugsfähigkeit von Kosten für einen Zivilprozess aus Anlass einer Kindesentführung. 

Der Kläger machte in seiner Einkommensteuererklärung 2014 Prozesskosten i. H. v. ca. 20.600 Euro als 
außergewöhnliche Belastung geltend. Das Finanzamt ließ die Aufwendungen nicht zum Abzug zu und berief sich darauf, 
dass der Kläger nicht nachgewiesen habe, inwiefern seine Existenzgrundlage gefährdet sei. 

Dagegen wandte sich der Kläger mit Einspruch und Klage. Er machte geltend, dass die Prozesskosten dadurch entstanden 
seien, dass seine frühere Ehefrau die gemeinsame, im Streitjahr zwei Jahre alte Tochter nach Südamerika entführt habe. 
Die Prozesskosten wegen des Umgangsrechts mit seiner Tochter beträfen einen Kernbereich des menschlichen Lebens 
und unterlägen nicht der Abzugsbeschränkung. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat der Klage stattgegeben und die geltend gemachten Prozesskosten als außergewöhnliche 
Belastung anerkannt. Es handele sich um Aufwendungen, ohne die der Kläger Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu 
verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können. 

Das Finanzgericht hat zur Begründung ausgeführt, dass der Begriff „Existenzgrundlage“ zur Vermeidung eines Verstoßes 
gegen Art. 6 des Grundgesetzes (Schutz von Ehe und Familie) verfassungskonform auszulegen sei. Erfasst werde nicht 
nur die materielle, sondern auch die immaterielle Lebensgrundlage. Dazu gehöre der Kernbereich menschlichen Lebens, 
wozu auch die Eingebundenheit einer Person in eine Familie zähle. Der bei einem Kind wie bei den Eltern vorhandene 
Wunsch nach gegenseitiger Liebe und Nähe sei ein elementares menschliches Bedürfnis. 

Im Streitfall sei die (immaterielle) Existenzgrundlage des Klägers ohne ein Umgangsrecht mit seiner Tochter und deren 
Rückführung nach Deutschland gefährdet. Der Prozess sei für den Kläger die einzige (legale) Möglichkeit gewesen, seine 
von der Kindesmutter ins Ausland entführte Tochter nach Deutschland zurückzuholen. 

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/


Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig; das Finanzgericht hat die Revision zum Bundesfinanzhof wegen grundsätzlicher 
Bedeutung der Frage zugelassen. 

Die Entscheidung im Volltext: 13 K 3024/17 E 

Bustransfer zu einer Betriebsveranstaltung führt nicht zu Arbeitslohn 

Im Streitfall wandte sich die Klägerin gegen die Nachforderung von Lohnsteuer auf Zuwendungen anlässlich der Ehrung 
von Jubiliaren. 

Nach den Feststellungen der Lohnsteueraußenprüfung führte das klagende Unternehmen abendliche Veranstaltungen zur 
Ehrung von Jubiliaren durch. Hierzu wurde die gesamte Belegschaft eingeladen. Im Hinblick auf eine Veranstaltung im 
Jahr 2008 sagten 160 von 248 Arbeitnehmern zu. Die Arbeitnehmer mussten selbständig an- und abreisen. Es bestand 
jedoch die Möglichkeit, von der Hauptverwaltung des Unternehmens zum Veranstaltungsort und zurück einen Shuttle-Bus 
in Anspruch zu nehmen. Davon machten 54 (Hinfahrt) bzw. 49 Arbeitnehmer (Rückfahrt) nach entsprechender Anmeldung 
Gebrauch. 

Bei der Ermittlung des den Arbeitnehmern anlässlich der Betriebsveranstaltung zugewandten geldwerten Vorteils legte das 
beklagte Finanzamt die entstandenen Gesamtkosten unter Einbeziehung der Anreisekosten zugrunde. Die Gesamtkosten 
kürzte es um Gemeinkosten und Sonderkosten; der verbleibende Betrag von 18.027,46 € (einschließlich 499,80 € für den 
Shuttle-Bus) wurde auf die angemeldeten 160 Teilnehmer verteilt. Der daraus resultierende Betrag (112,67 €) lag über der 
Grenze von 110 € und führte zur Lohnversteuerung. 

Hingegen ging das Unternehmen von einer Bemessungsgrundlage von 17.527,66 € (ohne Kosten für den Shuttle-Bus) aus 
mit der Folge, dass pro Teilnehmer weniger als 110 € - nämlich nur 109,55 € - aufgewandt wurden. Vor diesem Hintergrund 
lehnte es die Nachversteuerung ab. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat der Klage stattgegeben. Zuwendungen des Arbeitsgebers aus Anlass von 
Betriebsveranstaltungen könnten im ganz überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers liegen und damit 
keinen Arbeitslohn darstellen. Rechtsprechung und Finanzverwaltung hätten typisierend festgelegt, ab wann den 
Arbeitnehmern geldwerte Vorteile von solchem Eigengewicht zugewendet würden, dass von einem ganz überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers nicht mehr ausgegangen werden könne. Die Freigrenze liege im Streitjahr 
bei 110 €. 

Der Wert der dem Arbeitnehmer anlässlich einer Betriebsveranstaltung zugewandten Leistungen könne anhand der Kosten 
geschätzt werden. In die Schätzungsgrundlage zur Bemessung des Vorteils seien jedoch nur solche Kosten des 
Arbeitgebers einzubeziehen, die geeignet seien, beim Arbeitnehmer einen geldwerten Vorteil auszulösen. 
Dementsprechend seien z.B. die Kosten der Buchhaltung oder für einen Eventmanager nicht einzubeziehen. 

Nach diesen Grundsätzen seien die Kosten für den Shuttle-Transfer - die ohnehin nur den mit dem Bus transportierten 
Arbeitnehmern zugerechnet werden könnten - nicht in die Berechnung einzubeziehen. Bei dem Bustransfer zur 
auswärtigen Feier handele es sich um einen Teil der Aufwendungen für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung 
ohne eigenen Konsumwert für die Arbeitnehmer. Zudem seien die Arbeitnehmer auch deshalb nicht bereichert, weil die 
Teilnahme an der Veranstaltung beruflich veranlasst gewesen sei. Die Reisekosten seien wie steuerfreier 
Werbungskostenersatz zu behandeln. 

Entgegen der Auffassung des beklagten Finanzamts komme es nicht entscheidend darauf an, ob der Arbeitgeber oder 
aber der Arbeitnehmer die Anreise organisiere mit der Folge, dass im zuerst genannten Fall die Betriebsveranstaltung mit 
der "Abreise" beginne und daher die "Reise" - unabhängig vom Erlebniswert - Teil der Betriebsveranstaltung sei. 

Im Ergebnis werde die Freigrenze von 110 € pro Arbeitnehmer - knapp - unterschritten. 

Die Entscheidung im Volltext: 9 K 580/17 L 

 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/13_K_3024_17_E_Urteil_20180313.html
http://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/9_K_580_17_L_Urteil_20180222.html


Weitere aktuelle Entscheidungen 

Grunderwerbsteuer: 

Änderung der Festsetzung bei Reduzierung des Kaufpreises 
Die Entscheidung im Volltext: 7 K 1745/07 GE 

Zoll/Verbrauchsteuern: 

Stromsteuer: Berechtigung für eine Steuervergütung für Arbeiten im Baugewerbe durch Subunternehmen  
Die Entscheidung im Volltext: 4 K 2266/16 VSt 

Kindergeld: 

Kein Anspruch auf Kindergeld für die Zeit bis zum Abschluss der Ausbildung als Steuerfachwirtin bei 
zwischenzeitlicher Berufstätigkeit mit einer regelmäßigen Wochenarbeitszeit von über 20 Stunden 
Die Entscheidung im Volltext: 2 K 1605/17 Kg 

In eigener Sache 

Ausweitung des Pilotversuchs eAkte 

Der seit dem 1. März 2017 an allen drei Finanzgerichten in Nordrhein-Westfalen laufende Pilotversuch einer elektronischen 
Gerichtsakte wird zum 15. Mai 2018 um je vier Senate erweitert. Damit werden neben dem 3. und 15. Senat auch der 2., 
9., 10. und 14. Senat des Finanzgerichts Düsseldorf die führende elektronische Gerichtsakte einführen. Für alle neu 
eingehenden Verfahren wird dann keine Papierakte mehr geführt. 

Die Finanzgerichte hatten bereits 2004 den elektronischen Rechtsverkehr eröffnet, der es den Verfahrensbeteiligten 
ermöglicht, mit dem Gericht elektronisch zu kommunizieren. Bei der Einführung der elektronischen Gerichtsakte handelt 
es sich um einen weiteren bedeutenden Meilenstein in der fortschreitenden Digitalisierung. 

Die Finanzgerichte hoffen, in absehbarer Zeit auch die Steuerakten von der Finanzverwaltung in elektronischer Form 
bereitgestellt zu bekommen. 

 

Quelle: Justiz NRW 

 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2009/7_K_1745_07_GE_Urteil_20091216.html
http://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/4_K_2266_16_VSt_Urteil_20180221.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/2_K_1605_17_Kg_Urteil_20171206.html


Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 
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